
politik des Westberliner Senats entlarvt, bei jeder Frage der gesamten 
Berliner Bevölkerung den Ausweg aufzeigt und besser und stärker als 
bisher die Erfolge der Deutschen Demokratischen Republik und des 
Aufbaus des demokratischen Sektors in ganz Berlin popularisiert. Da­
zu gehört, daß die Funktionäre des demokratischen Magistrats selbst 
zur regelmäßigen Aufklärung der Bevölkerung über die Bedeutung 
der Gesetze der Deutschen Demokratischen Republik übergehen und 
dafür Sorge tragen, daß diese Gesetze in Berlin schnell und vorbildlich 
angewandt werden.

In Zusammenarbeit mit allen Ausschüssen der Nationalen Front 
ist die breiteste Heranziehung der Berliner Bevölkerung zur Be­
schleunigung des Aufbaus Berlins, zur Behebung der vielen kleinen 
Schäden, zur Überwindung des Bürokratismus zu organisieren. Am 
Beispiel der Dresdener Stadtverwaltung bei der Organisierung einer 
breiten und vielfältigen Zusammenarbeit mit der Bevölkerung soll der 
Berliner Magistrat lernen, die demokratische Masseninitiative zu ent­
wickeln. Dazu gehört die Entfaltung der Kritik und Selbstkritik der 
Bevölkerung, die sorgfältige Beantwortung der von der Bevölkerung 
gestellten Fragen, die regelmäßige Berichterstattung der Funktionäre 
des Berliner Magistrats in größeren, aber auch in kleineren Versamm­
lungen in Zusammenarbeit mit den Ausschüssen der Nationalen Front, 
ihren Aufklärungslokalen und Aufklärungsgruppen.

Schließlich gehört dazu die Verbesserung der Arbeitsmethoden, 
die Stärkung der persönlichen Verantwortung jedes Verwaltungsfunk­
tionärs, die Vereinfachung der Verwaltungsarbeit unter Berücksich­
tigung der Lehren der Staatspolitischen Konferenz in Forst Zinna und 
der Erfahrungen der Volksbefragung. Der demokratische Magistrat 
wird sein Augenmerk vor allem auf die Verbesserung der Lage im 
Bauwesen, im Schul- und Wohnungswesen zu richten haben.

3. Verbesserung der Arbeit der Massenorganisationen

a) Zur Arbeit der SED-Mitglieder im FDGB und in den Industrie­
gewerkschaften

Der Vorstand des FDGB Berlin und die Leitungen der In­
dustriegewerkschaften müssen zur offen ideologischen Ausein­
andersetzung mit allen rückständigen Auffassungen übergehen, 
die die Schaffung des neuen Verhältnisses zur Arbeit und zur 
demokratischen Wirtschaft und die Steigerung der Arbeitsproduk-

32e 499


